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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schrift-
lichen Beantwortung 
 
 
 
 
Abgeordneter Hagen Kohl (AfD) 
 
 
Messerattacke am 06.08.2020 an einer Straßenbahnhaltestelle in Magdeburg 
 
Kleine Anfrage - KA 7/4020 
 
 
Vorbemerkung des Fragestellenden: 
 
Laut Presseberichterstattung1 soll am 06.08.2020 gegen 15:40 Uhr ein 21-jähriger 
syrischer Staatsbürger in Höhe der Haltestelle Milchweg in Magdeburg Passanten 
mit Messern angegriffen haben. Es soll nach ersten Erkenntnissen zwei verletzte 
Personen gegeben haben. 
 
 
Antwort der Landesregierung 
erstellt vom Ministerium für Inneres und Sport 
 
Namens der Landesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Vorbemerkung der Landesregierung: 
 
Der parlamentarische Informationsanspruch ist grundsätzlich auf die Beantwortung 
gestellter Fragen in der Öffentlichkeit angelegt. Die Landesregierung hat allerdings 
alle Handlungen zu unterlassen, die dazu geeignet sein können, die Wirksamkeit po-
lizeilicher Maßnahmen einzuschränken oder deren Erfolg zu gefährden bzw. schutz-
würdige Interessen Dritter zu gefährden. Die Kenntnis von konkreten Aspekten zu 
Einzelfällen kann den Zweck der sicherheitsbehördlichen Maßnahmen beeinträchti-
gen bzw. gefährden. Die in der Kleinen Anfrage gestellten Fragen beziehen sich auf 
Erkenntnisse aus dem noch laufenden Ermittlungsverfahren. Seitens der sachleiten-

                                            
1 https://www.bild.de/regional/sachsen-anhalt/sachsen-anhalt-news/attacke-an-magdeburger-
haltestelle-mann-21-bedroht-und-verletzt-junge-mutter-72260098.bild.html. 
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den Staatsanwaltschaft wurde einer Weitergabe ermittlungsrelevanter Informationen 
nicht zugestimmt. Mit der Kleinen Anfrage werden auch personenbezogene Daten 
Betroffener abgefragt. Dadurch ist bereits deren Selbstbestimmungsrecht als Aus-
prägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts berührt. Die in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage getätigten Angaben stehen damit auch in einem Spannungsverhältnis 
zwischen dem Schutz des Persönlichkeitsrechts des Betroffenen und dem verfas-
sungsrechtlich verbürgten Informationsanspruch der Abgeordneten. Eine öffentliche 
Bekanntgabe der personenbezogenen Daten und deren anschließende Veröffent-
lichung würde das zu schützende Persönlichkeitsrecht Betroffener verletzen. Die 
Antwort der Landesregierung muss insoweit entsprechend der Verschlusssachenan-
weisung des Landes Sachsen-Anhalt als Verschlusssache „VS-Nur für den Dienst-
gebrauch“ eingestuft werden. Die Einstufung der Antwort der Landesregierung als 
Verschlusssache ist im vorliegenden Fall im Hinblick auf die sicherheitsbehördlichen 
Maßnahmen sowie die schutzwürdigen Interessen Betroffener geeignet, das Informa-
tionsinteresse des Parlaments unter Wahrung der berechtigen Geheimhaltungsinte-
ressen der Landesregierung zu befriedigen (Art. 53 Abs. 4 der Verfassung des Lan-
des Sachsen-Anhalt). 
 
1. Was ist bisher über die Tatumstände beziehungsweise den Tatablauf und 

die verwendeten Waffen bekannt? 
 

2. Wie viele Personen welcher Nationalität wurden von dem mutmaßlichen 
Täter bei dieser Straftat wie schwer verletzt? Welche Verletzungen sind 
auf die Verwendung von Stichwaffen zurückzuführen? 

 
3. War der mutmaßliche Täter bereits vor der Tat polizeilich in Erscheinung 

getreten? Wenn ja, in welchem Jahr wegen welcher Delikte? 
 

a. In wie vielen Fällen handelte es sich dabei um Rohheitsdelikte? 
 
b. In wie vielen Fällen erfolgte die Tatausübung unter Verwendung einer 

Waffe oder eines gefährlichen Gegenstandes? 
 

c. In wie vielen Fällen handelte es sich dabei um politisch motivierte 
Straftaten? 

 
4. Handelt es sich bei dieser Straftat nach derzeitigen Erkenntnissen um ei-

ne politisch motivierte Straftat? Wenn ja, welchem Phänomenbereich, 
Themenfeldbereich und Unterthema wird diese Tat in der Statistik zur poli-
tisch motivierten Kriminalität (PMK) zugeordnet beziehungsweise erfasst? 

 
a. Welche Umstände oder Anhaltspunkte lassen darauf schließen, dass 

es sich um eine politisch motivierte Straftat handelt beziehungsweise 
handeln könnte? 
 

b. War der mutmaßliche Täter dem Landesamt für Verfassungsschutz 
Sachsen-Anhalt oder anderen Verfassungsschutzbehörden in 
Deutschland im Rahmen ihrer Tätigkeit vor der Tatausübung bereits 
bekannt beziehungsweise in Erscheinung getreten?  
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5. Seit wann ist der mutmaßliche syrische Straftäter in Deutschland aufhäl-
tig? Seit wann ist dieser in Magdeburg wohnhaft beziehungsweise unter-
gebracht?  
 
a. Welchen Aufenthaltstitel hat der Syrer derzeit in Deutschland?  
 
b. Welche staatlichen Leistungen in welcher Form und in welcher Höhe 

hatte der Syrer im 1. Halbjahr 2020 bezogen beziehungsweise erhal-
ten? 

 
Die Fragen 1 bis 5 werden zusammenhängend beantwortet.  
 
Die Antworten stehen den Landtagsabgeordneten nach den Regeln der Ge-
heimschutzordnung des Landtages von Sachsen-Anhalt in der dortigen Ge-
heimschutzstelle zur Einsichtnahme zur Verfügung. Auf die Vorbemerkung der 
Landesregierung wird verwiesen. 


